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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Migrationspolitik

Erfolg hatte die Zürcher SP-Abgeordnete Goll mit einer parlamentarischen Initiative,
welche eine zivilstandsunabhängige Aufenthalts- und Arbeitsbewilligung für
Migrantinnen verlangt, die sich von ihrem gewalttätigen, in der Schweiz lebenden
Ehemann trennen. Die Initiantin verwies darauf, dass der Nationalrat die Problematik
bereits in früheren Jahren anerkannt und deshalb 1995 eine entsprechende Motion
(Bühlmann, gp, LU) überwiesen habe; der Ständerat hatte den Vorstoss aber in ein
Postulat umgewandelt. Eine analoge Motion der Staatspolitische Kommission hatte der
Nationalrat 1997 selber in ein Postulat abgeschwächt. Nach geltendem Gesetz ist der
rechtliche Status dieser Frauen bei Trennung oder Scheidung dem Ermessen der
Fremdenpolizei überantwortet. Vertreterinnen von Migrantinnenorganisationen und
Frauenhäusern zeigten sich zuversichtlich, dass das klar zustimmende Resultat von 89
zu 49 Stimmen bis zur entsprechenden Gesetzesänderung auch für die zuständigen
Behörden richtungsweisend sei. Noch vor Ende Jahr sprach sich die rechtspolitische
Kommission des Nationalrates für das von Goll beantragte eigenständige
Aufenthaltsrecht für ausländische Frauen aus. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 09.03.1998
MARIANNE BENTELI

1998 hatte der Nationalrat eine parlamentarische Initiative Goll (sp, ZH) angenommen,
welche eine zivilstandsunabhängige Aufenthalts- und Arbeitsbewilligung für
Migrantinnen verlangte, die sich von ihrem gewalttätigen Ehemann trennen, sei dieser
nun Schweizer oder Ausländer mit längerdauerndem Aufenthaltsrecht. Die
staatspolitische Kommission des Rates arbeitete daraufhin eine Änderung des Anag aus,
welche etwas weniger weit geht als der ursprüngliche Vorschlag. Demnach muss die
Fremdenpolizei nur in Härtefällen (gemeinsame, in der Schweiz lebende Kinder,
Misshandlungen in der Ehe) die Aufenthaltserlaubnis verlängern. Der Bundesrat wehrte
sich – mit Hinweis auf die anstehende Totalrevision des Anag – gegen diese
Praxisänderung und meinte, es sei weder nötig noch sinnvoll, die Stellung der
Migrantinnen sofort zu verbessern. Schützenhilfe erhielt er von den rechtsbürgerlichen
Parteien, die vor Missbräuchen durch Scheinehen warnten. Aber auch die CVP, die sich
in der Kommission noch für die Gesetzesrevision ausgesprochen hatte, wurde vom
schroffen Nein des dafür zuständigen, CVP-besetzten EJPD offenbar umgestimmt,
weshalb sie nun mehrheitlich den Nichteintretensantrag des Bundesrates unterstützte.
SP-Sprecherin Fankhauser (BL) meinte dagegen, das Problem dulde keinen Aufschub
mehr, insbesondere da der Inhalt der Anag-Revision vorderhand noch „in den Sternen
des demokratischen Himmels“ stehe. Diese Einsicht setzte sich im Rat denn auch
durch. Mit 90 zu 57 Stimmen wurde der Kommissionsvorschlag angenommen. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 07.06.1999
MARIANNE BENTELI

Ausgehend von einer parlamentarischen Initiative Hess (fdp, OW) beschloss der
Ständerat einstimmig, auf eigene Faust zwei Lücken im Ausländerrecht zu schliessen.
Neu wurde die sogenannte Vorbereitungshaft eingeführt. Damit soll verhindert werden,
dass sich illegal anwesende Ausländer durch Einreichung eines Asylgesuchs dem
polizeilichen Zugriff entziehen können. Mit dem zweiten Revisionspunkt wurde gegen
die vor allem von rechtsbürgerlichen Kreisen immer wieder angeprangerte Praxis der
Scheinehen zur Erlangung einer Aufenthaltsbewilligung vorgegangen; diese können
künftig mit Gefängnis oder Bussen bis 30 000 Fr. geahndet werden. Der Bundesrat
widersetzte sich dem Vorgehen nicht, da er grundsätzlichen Handlungsbedarf
anerkannte, hätte es aber lieber gesehen, wenn diese Fragen erst im Zusammenhang
mit der anstehenden Totalrevision des Ausländerrechts (ANAG, neu AuG) angegangen
worden wären. Auf eine weitere Teilrevision des ANAG zur rechtlichen Besserstellung
von Migrantinnen vor Gewalt in der Ehe, welche der Nationalrat mit der Umsetzung
einer parlamentarischen Initiative Goll (sp, ZH) vorgenommen hatte, weigerte sich der
Ständerat einzutreten; der Nationalrat bekräftigte jedoch seinen Willen, diese
Angelegenheit bereits jetzt zu regeln, worauf der Ständerat auf seinen ersten Entscheid
zurückkam, die materielle Behandlung aber bis zum Vorliegen der Botschaft zum neuen
Ausländergesetz vertagte. 3
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1999 hatte der Nationalrat eine parlamentarische Initiative Goll (sp, ZH) für eine
Besserstellung von Migrantinnen und die entsprechende Änderung des Bundesgesetzes
über Aufenthalt und Niederlassung der Ausländer gutgeheissen. Die Initiative verlangte
insbesondere eine zivilstandsunabhängige Aufenthalts- und Arbeitsbewilligung für
Migrantinnen, die sich von ihrem gewalttätigen, in der Schweiz lebenden Ehemann
trennen. 2001 hatte der Ständerat entschieden, auf den Entwurf nicht einzutreten resp.
dessen Behandlung bis nach Abschluss der Totalrevision des Ausländerrechts zu
sistieren. Er übernahm damit die Auffassung des Bundesrates, der auf die laufenden
Arbeiten verwies. Da er das Anliegen im neuen Ausländergesetz weitgehend als
berücksichtigt erachtete, weigerte sich der Ständerat nun erneut, darauf einzutreten,
womit das Geschäft erledigt ist. Aus den gleichen Gründen beschloss er, eine 2001 von
ihm gutgeheissene parlamentarische Initiative Hess (fdp, OW) für eine
Vorbereitungshaft bei Ausweisungen sowie zur Bekämpfung von Scheinehen nicht
weiter zu verfolgen; bei diesem Geschäft hatte sich der Nationalrat 2004 mit den
gleichen Argumenten gegen Eintreten ausgesprochen. 4

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
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MARIANNE BENTELI

1) Amtl. Bull. NR, 1998, S. 463 ff.; BaZ, 10.3.98; WoZ, 12.3.98. Siehe SPJ 1995, S. 260 und 1997, S. 282.
2) Amtl. Bull. NR, 1999, S. 964 ff. Vgl. SPJ 1998, S. 281.
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4) AB SR, 2006, S. 286 f. Siehe SPJ 2001, S. 200 f. und 2004, S. 205 (FN 9).
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